
Also bisher meinte ich, das
Wort «Super» sei ein Begriff,
der grundsätzlich eine positive
Bedeutung hat. Es bedeutet
umgangssprachlich «sehr
gut», «toll» oder «ausgezeich-
net». Es leitet sich vom latei-
nischenWort super für «über»,
«darüber hinaus»oder«oben»
ab.Wieso nun also soll die
Finma nicht super sein – ich
verstehe das nicht. Super ist
wie Star (etwa Staranwalt) ein
Kompliment.

Die Bankiervereinigungwill
keine Superaufsicht, und um
das zu untermauern, greifen
ihr zugewandte professionelle
Schreiberlinge dann noch den
Chef der Finma persönlich an
(wennman keine sachlich über-
zeugendenArgumente hat, ver-
suchtman es halt so). Es ist
peinlich und beschämend.

Es geht wieder einmal umRe-
gulierung und Kompetenzen
der Finanzmarktaufsicht und
nein, diese Suppe will die Ban-
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kiervereinigung lieber nicht
aufessen. Das Fettauge Finma
droht zu gross zu werden.

Im zur Debatte stehenden Pa-
ket des Bundesrates geht es
unter anderem umPrävention.
Namentlich um Bussen, mehr
Transparenz beim Enforce-
ment sowie das SeniorMana-
ger Regime (SMR). Obwohl
alle drei «Instrumente» in den
grossen Finanzmärkten seit
langem Standard sind, ist für
die Schweiz nicht sicher, ob
sie eingeführt werden. Es gibt
Widerstand.

Wer in der ersten Ligamitspie-
len will, muss Erstliga-Stan-
dards haben und befolgen. Das
ist für die Konkurrenzfähigkeit
und Attraktivität des Finanz-
platzes essenziell. Und es be-
steht keinerlei Anlass zumei-
nen, die in der Schweiz behei-
mateten Akteure seien integrer
oder intelligenter als die in den
anderen bedeutenden Finanz-
plätzen. Es geht überall nicht

nur umGeld, es geht um
Macht, Ehrgeiz, Eitelkeit und
den Umgangmit Verantwor-
tung und Versuchungen.

Dass die Finma imFall der CS
nicht gerade grossartig agiert
hat, ist nun sattsambekannt,
thematisiert und begründet
worden. Das ist Vergangenheit.
Jetzt geht es umdie Zukunft
unddarum,dassdergesetzliche
Rahmen der Finanzmarktauf-
sicht gestärkt wird. Esmutet
daher als Argument aus der
Mottenkiste an, wennman der
Finma ihre früheren Fehler
andauernd vorhält und dann
noch behauptet, dieser Deut-
schedaanderoperativenSpitze
mache es noch schlimmer.

Ich habemeinen Augen nicht
getraut, als ich das über Stefan
Walter (den ich imÜbrigen
nicht kenne) las. Wortwörtlich:
«Er hat eine hierzulande
vormals unbekannte Kultur
von Herrenreitertum in die
Aufsicht hineingebracht.»

Ein Kommentar erübrigt sich
zu diesem Satz. DennHerren-
reitertumumschreibt sinnge-
mäss ein elitäres, von oben
herab ausgerichtetes Auftreten
sowie die Angewohnheit, Prob-
leme oder Aufgabenmit einer
gewissen Lässigkeit, weltfrem-
der Arroganz odermangelnder
Ernsthaftigkeit zu behandeln.
Mit Sachlichkeit in der Ausei-
nandersetzung hat dieseWort-
wahl rein gar nichts zu tun.

Geradezu aus der Zeit gefallen
ist die Debatte darüber, ob das
SeniorManager Regime Sinn
macht, welches zum Inhalt hat,
dass Banken die Verantwort-
lichkeiten innerhalb der Or-
ganisation einzelnen Personen
zuweisenmüssen. Es geht also
um die persönliche Verantwor-
tung – und die ist ja das, wofür
dasManagement auch fürst-
lich entlöhnt sein will. Dass
dieOrganisation dokumentiert
seinmuss, ist eine Selbstver-
ständlichkeit – das galt für gut
geführte Unternehmen aller

Art schon immer. Es geht um
die Festlegung der Organisa-
tion, verbundenmit Anforde-
rungen, wie dies zu geschehen
hat. Neu ist das nicht – keines-
wegs. Dass Leitungs- und Auf-
sichtsaufgaben –mithin die
Verantwortung – klar definiert,
umschrieben und zugewiesen
seinmüssen, ist das A undO
guter Unternehmensführung.

«Der Verwaltungsrat fördert
eine Kultur, die zu unterneh-
merischemHandeln ermutigt
und von Integrität, Langfris-
tigkeit sowie Verantwortung
geprägt ist.»Das steht imSwiss
Code of Best Practice for Cor-
porate Governance. Der Satz
besagt, dass dieMacht bei den
Unternehmen bleibt – das er-
gibt sich grundsätzlich aus der
Gesetzgebung.

Die Finma ist auch bei neuen
Kompetenzen und bei vertief-
ten und strengeren Vorgaben
an die ihr unterstellten Insti-
tute an die Grundsätze des

Rechtsstaates gebunden. Die
Idee, dass sie als «Superbe-
hörde»mit ihrer Macht nicht
umzugehen wisse, ist sehr weit
hergeholt und verfehlt. Dass
die Prävention nicht nur bei
systemrelevanten Banken für
die Finma ein essenzielles
Anliegen darstellt, ist überaus
nachvollziehbar und berech-
tigt. Manmuss die gelbe Karte
zeigen können, bevor die rote
unausweichlich ist.

Alles spricht für eine Super-
behörde im positiven Sinn!
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Drei Umzüge innert kurzer Zeit
lösten auf dem Luzerner Büro-
flächenmarkt eine Kettenre-
aktion aus. Die Neubauten des
Pharmakonzerns MSD und der
Hochschule Luzern im Luzer-
ner Tribschenquartier sowie
das neue Verwaltungsgebäude
am Seetalplatz in Emmen
brachten Tausende Quadrat-
meter Bürofläche auf den
Markt. Und lösten weitere Ro-
chaden aus.

So wurde um den Jahres-
wechsel an derWerftestrasse in
der Stadt Luzern eine Büro-
fläche von rund 4000 Quadrat-
metern, die bis anhin die Hoch-
schule gemietet hatte, frei. Zu-
nächst als zusammenhängende
Fläche ausgeschrieben, werden
nun mehrere kleinere Büros
vermietet. Darauf weisen pro-
minent platzierte Plakate in der
Umgebung hin.

WenigerNeubauten,
geringereNachfrage
Dass drei grosse Arbeitgeber
praktisch gleichzeitig in neu er-
stellte Bürogebäude ziehen, hat
Seltenheitswert. Wie ausserge-
wöhnlich diese Häufung ist,
zeigt auch eine neue Analyse
der Bankengruppe Raiffeisen
zum Schweizer Immobiliensek-
tor. «Schon vor der Pandemie
war die Zahl der Baugesuche
mit Büronutzungen stark rück-
läufig, und mit Ausbruch der
Pandemiewurdebei derProjek-
tierungstätigkeitnochmalskräf-
tig auf die Bremse gedrückt»,
so die Studienautoren. Die
«sehr geringe» Büroneubau-
tätigkeit fälltmit einer ebenfalls
gedämpften Nachfrage zusam-
men. So arbeiten heute rund
doppelt so viele Erwerbstätige
imHomeofficewie vor der Pan-

demie. «Die Folge sind noch
immer viele zeitweise verwaiste
Arbeitsplätze. Bestrebungen
der Unternehmen, unnötige
Ausgaben für ungenutzte Flä-
chen zu reduzieren, laufen da-
her weiter. Diese anhaltenden
Sparanstrengungen dämpfen
dieNachfragenachBüroflächen
fortwährend.»

Mit dem Durchbruch der
künstlichen Intelligenz könnte
der nächste Dämpfer folgen.
Etwa, wenn bisherige Büro-
tätigkeiten automatisiert und
damit die Nachfrage nach
Arbeitskräften sinken würde.
Der Effekt von KI-Nutzung auf
dieBüroflächennachfragewurde
vonden Studienautoren deshalb
schwerpunktmässig analysiert.

Tatsächlich gehört die
Schweiz im europäischen Ver-
gleich zu den Ländern mit der
höchsten KI-Nutzung. Beim
Einsatz von KI-Tools am Ar-
beitsplatz nimmt sie gemässder
Studie gar die Spitzenposition
ein. Das könnte sich unmittel-
bar auf den Bedarf an Büroflä-
chen auswirken; rund zweiDrit-
tel der Bürobeschäftigten wei-
sen eine «hohe bis sehr hohe
KI-Exposition auf» – ihre Tätig-
keiten können also besonders
stark vonKIbeeinflusstwerden.
Bei Berufen, die nicht im Büro
ausgeübt werden, sind es nur
rund sieben Prozent. Doch:
«Dass KI bereits Bürojobs in
grossem Stil verdrängt, ist aus
den aggregierten Beschäfti-
gungszahlen nicht abzulesen»,
heisst es in der Studie.

Zu einem ähnlichen Schluss
kommt auch Robert Weinert,
Head Research beim Immobi-
lienberaterWüest Partner: «Ak-
tuell gibteswenig Indizien,dass
KI ein Job-Killer ist.» ImGegen-
teil zeigten die neuesten Be-
schäftigungszahlendesBundes-

amtes für Statistik ein dynami-
sches Wachstum, insbesondere
für die Zentralschweiz. «Bran-
chen wie das Gesundheitswe-
sen und die Pharmaindustrie,
die auch in Luzern undZug eine
grosse Bedeutung haben, be-
schäftigen mehr Personen und
brauchen teilweise auch mehr
Büroflächen», soWeinert.

Glück fürNidwalden,
Pech für Zug?
DasGesundheitswesen ist denn
auch eine der Branchen, die ge-
mässderRaiffeisen-Analyseein
tiefes «KI-Risiko» aufweisen,

dicht gefolgt vom Gast- und
demBaugewerbe. Am stärksten
vonKI-bedingtemStellenabbau
betroffen sein könnten die Fi-
nanzbranche, die Informatik
und die öffentliche Verwaltung.

Auf dieser Grundlage hat
Raiffeisen ein regionales KI-Ri-
siko für den lokalen Büroflä-
chenmarkt errechnet. In den
Kantonen Zug, Zürich, Tessin
undGenf ist demnach am ehes-
ten mit einer «negativen Be-
schäftigungswirkung» zu rech-
nen. «Die Bürobeschäftigung
in Kantonen mit einem tieferen
Finanz- und Informatikanteil

wie beispielsweise in Nidwal-
den und Solothurn ist weniger
stark betroffen.»

NebenNidwalden sieht Ro-
bert Weinert von Wüest Part-
ner für dieZentralschweiz auch
in Obwalden und Uri weniger
Verwerfungen auf dem Büro-
flächenmarkt. «Zum einen ist
der Büroflächenbestand in und
um Luzern und Zug deutlich
grösser, zum anderen gehören
Büroflächen in den anderen
drei Kantonen häufig dem
Unternehmen, dessen Mit-
arbeitende dort tätig sind, etwa
im Büro eines Industriebe-

Meret Häuselmann triebs.» Diese Flächen wür-
den – auch bei einem Beschäf-
tigungsrückgang – nicht auf
dem freienMarkt landen.

Für Zug und Luzern sieht
Weinert trotz – oder gerade we-
gen –deshöherenAnteils anBe-
schäftigten in Informatik und
Finanzindustrie auch Chancen:
«Firmen, die mit der Nutzung
oder der Entwicklung von KI
wachsen werden, brauchen
künftig wahrscheinlich noch
mehr Büroflächen als heute.»
Insbesondere in der Zentral-
schweiz, mit attraktiven Steu-
ern und guter Anbindung an die
grossen Schweizer Zentren, sei
und bleibe die Nachfrage nach
Büroflächenwohl gross.

Eigentümer
sollten handeln
Die Bürobeschäftigung wird
gemäss der Raiffeisen-Analyse
in den nächsten fünf Jahren um
1,6 bis 7,9 Prozent sinken – je
nach Szenario mit deutlichem
Beschäftigungswachstum in an-
deren, von KI profitierenden,
Branchen. Angesichts dieser
Schätzung sei die «ohnehin
herrschende Zurückhaltung
beim Bau neuer Büroflächen
weiterhin angezeigt», so die
Studienautoren. Auch Eigen-
tümer bereits bestehender Bü-
rogebäudesollten sichaufeinen
möglichen Nachfragerückgang
vorbereiten – «sei es mit bau-
lichen Massnahmen, die künf-
tigen Ansprüchen an Büroflä-
chenRechnung tragen,odermit
neuen Objektstrategien bis hin
zur teilweisen oder gesamten
Umnutzung».

Die eingangs erwähnten Bü-
roflächen an der Werftestrasse
werdensaniertundgemässPro-
jektwebsite ab 2028 bezugs-
bereit sein. Über die Hälfte ist
bereits vermietet.

Leere Büros? Durch die Verbreitung von Künstlicher Intelligenz könnte die Nachfrage nach Büroflächen
künftig deutlich zurückgehen. Symbolbild: Getty Images
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Finma Superstar?

KI verändert die Bürolandschaft
Neuere Entwicklungen dämpfen die Nachfrage nach Büroflächen. Das sagt ein Experte zur Lage in der Zentralschweiz.
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